Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

13. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 12. Januar 1966 

14. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 13. Januar 1966 

15. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 14. Januar 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

Abgeordnete Warum nutzt die Bundesregierung nicht die 

Frau Freyh Möglichkeit, die Fahrgäste der Deutschen 

Bundesbahn auf bestimmten Streckenabschnit- 
ten auf die Teilung Deutschlands durch die 
in unmittelbarer Nähe gelegene Zonengrenze 
aufmerksam zu machen? 


II. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


II. 1. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Staatssekretärs von Hase, sie könne zur Denk- 
schrift der EKD über die Lage der Vertriebe- 
nen und das Verhältnis des deutschen Volkes 
zu seinen östlichen Nachbarn wie zur Einla- 
dung des polnischen Episkopats an die deut- 
schen katholischen Bischöfe darum nicht Stel- 
lung nehmen, weil sie in beiden Fällen nicht 
der Adressat sei? 


II. 2. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
die lebhaft diskutierte und inzwischen in mehr 
als 200 000 Exemplaren verbreitete EKD-Denk- 
schrift — im Gegensatz zur Einladung des 
polnischen Episkopats — nicht an bestimmte 
Adressaten wendet, sondern an die gesamte 
deutsche Öffentlichkeit? 


II. 3. Abgeordneter Betrachtet sich die Bundesregierung, falls die 
Dr. Schulz Frage II/l auch im Hinblick auf die EKD- 

(Berlin) Denkschrift bejaht wird, insoweit nicht als 

Teil der deutschen Öffentlichkeit? 


Druck: Budidruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 


Drudesache V/ 161 



Drucksache V/161 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

III. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Kaffka der Erlaß des Innenministeriums von Baden- 

Württemberg zur Durchführung des Personen- 
standsgesetzes vom 20. März 1958 über den 
Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit 
mit dem Personenstandsgesetz vom 8. Au- 
gust 1957 vereinbar ist? 

III. 2. Abgeordneter Reichen nach Ansicht der Bundesregierung 
Schwabe die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 

aus, um die im Zusammenhang mit dem unbe- 
rechtigten Besitz von Stich- und Schußwaffen 
oder deren unberechtigter Verwendung be- 
gangenen Straftaten wirksam zu bekämpfen? 

III. 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die sich 

Wagner in letzter Zeit mehrenden Angebote von Poli- 

tikern der Bundesrepublik an die Adresse 
Pankows, als Preis für politische Zugeständ- 
nisse Ostberlins das Verbot gegen die Kom- 
munistische Partei in der Bundesrepublik auf- 
zuheben bzw. die SED als politische Partei 
zuzulassen? 

III. 4. Abgeordneter Ist der Beamte des Statistischen Bundesamtes, 
Schmitt- der dem hessischen Finanzminister Zahlen 

Vockenhausen über die Haushaltslage der Länder zur Ver- 
fügung stellte, zu einer dienstlichen Stellung- 
nahme über diesen Vorgang aufgefordert 
worden? 

III. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
Dr. Wörner dem gegenwärtigen Stand der Überlegungen 

in den einzelnen Bundesländern über die Ver- 
legung des Schuljahresbeginns die Gefahr be- 
steht, daß es zu einer unterschiedlichen Rege- 
lung im norddeutschen und süddeutschen 
Raum kommt? 

III. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit Rücksicht 
Dr. Wörner auf die von einem uneinheitlichen Schuljah- 

resbeginn besonders betroffenen Kinder von 
Bundesbeamten bei der Kultusministerkonfe- 
renz der Länder darauf hinzuwirken, daß die 
Bundesländer sich auf einen einheitlichen 
Schuljahresbeginn mit einheitlicher Über- 
gangsregelung einigen? 

III. 7. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der taubstummen schul- 

Josten pflichtigen Kinder in der Bundesrepublik? 

III. 8. Abgeordneter Wie weit sind die in Frage III/7 bezeichneten 

Josten Kinder in den Hörklassen der Taubstummen- 

schulen bzw. -institute erfaßt? 
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III. 9. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das in der Pano- 

Dorn rama-Sendung vom 13. Dezember 1965 ge- 

fällte Pauschalurteil: „Seine Pflicht erfüllte, 
wer eine englische, norwegische oder fran- 
zösische Uniform trug, eher als derjenige, 
der in einer deutschen marschierte."? 

IV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 

Bühling *) erhebliche, vermutlich noch steigende Anzahl 

von Richtern nur noch Verwaltungsaufgaben 
in Präsidien und Vorständen der Gerichte 
sowie bei Ministerien ausübt und damit der 
Rechtsprechung, ihrer eigentlichen Aufgabe, 
entfremdet wird? 

IV. 2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung, daß die innerliche 
Bühling *) Unabhängigkeit der Richter durch den in 

Frage IV/1 geschilderten Zustand gefährdet 
wird und daß schwierige Konkurrenzprobleme 
zwischen wirklichen Richtern und solchen, die 
als Beamte tätig sind, entstehen? 

IV. 3. Abgeordneter Wird die Bundesregierung, eventuell nach 
Bühling *) Einholung entsprechender zahlenmäßiger Aus- 

künfte über den gegenwärtigen Umfang des 
in Frage IV/1 aufgezeigten Problems, zu des- 
sen möglichst vollständiger Lösung die Mög- 
lichkeit einer Gesetzesänderung überlegen? 

IV. 4. Abgeordneter Gibt der Fall des Nürnberger Staatsanwaltes 

Felder Manfred Kreuzer dem Bundesjustizminister 

Veranlassung, mit den Justizministern der 
Länder das Problem einer gerechteren und 
ausgewogeneren Bewertung von Trunken- 
heitsdelikten und Fahrerflucht bei Kraftfahr- 
zeugunfällen — auch unter dem Gesichtspunkt 
einer einheitlichen Promillegrenze — neu zu 
erörtern? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

V. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf eine bal- 

Haehser dige Verlegung des Munitionslagers der fran- 

zösischen Stationierungsstreitkräfte hinzuwir- 
ken, das, da es auf der Trasse der Bundes- 
fernstraße 408 gelegen ist, den Weiterbau 
dieser Straße bei Wittlich behindert? 

V. 2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung alsbald eine No- 

Genscher veile zur Reichsabgabenordnung einbringen 

mit dem Ziel, die verbindliche Auskunft über 
noch nicht verwirklichte Sachverhalte bei Be- 
sitz- und Verkehrsteuern einzuführen? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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V. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Weigl Stadt Eschenbach (Oberpfalz) seit dem Jahre 

1961 durch die Straßenbaubehörden bedrängt 
wurde, erhebliche Beeinträchtigungen des Ver- 
kehrs durch Geröll auf der Staatsstraße 2168 
Grafenwöhr — Eschenbach bei km 4,070 links 
bei Runkenreuth beheben zu lassen, daß 
— gegen die Auffassung der Stadt Eschen- 
bach, die vorher eine Klärung der Finanzie- 
rung für erforderlich hielt — die obengenann- 
ten Schäden behoben wurden und daß bis 
heute die Bezahlung der entstandenen Kosten 
durch die Stadt Eschenbach erwartet wird, ob- 
wohl einwandfrei feststeht, daß der Schaden 
auf Wassermassen zurückzuführen ist, welche 
aufgrund von Übungen der US- Armee auf dem 
Truppenübungsplatz Grafenwöhr unter dem 
Kommando des amerikanischen Obersten 
Beetz die Staatsstraße 2168 überschwemmten? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch noch- 
malige Vorstellungen bei den zuständigen 
Stellen der US-Armee vielleicht doch eine 
gütliche Bereinigung der in Frage V/3 ge- 
schilderten Angelegenheit anzustreben? 

In welchem Umfang kann die Bundesregie- 
rung finanziell in Katastrophenfällen — wie 
z. B. den kürzlichen Überflutungen an Nahe 
und Glan — den hochwassergeschädigten 
Bürgern und Gemeinden helfen? 

Werden gegebenenfalls die Beamten des Bun- 
desfinanzministeriums, die dem Abgeordneten 
Dr. Luda mit umfangreichen Zahlen dienten 
und ihm darüber hinaus noch seine Ausfüh- 
rungen für den Deutschen Bundestag weit- 
gehend ausarbeiteten, zur dienstlichen Stel- 
lungnahme aufgefordert werden? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

VI. 1. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 

< Sänger am 29. April 1964 durch Beschluß des Bundes- 

tages gewünschte und von der Bundesregie- 
rung gebildete Sachverständigenkommission 
zur Feststellung der Wettbewerbsverhältnisse 
bei Presse, Rundfunk, Fernsehen und Film 
ihre notwendigen und dringenden Aufgaben 
nicht oder nicht zügig erfüllen kann, weil 
Etatmittel nicht oder nicht ausreichend zur 
Verfügung stünden? 

VI. 2. Abgeordneter Welcher Schaden erwächst der deutschen ta- 
Haase (Kassel) bakverarbeitenden Industrie, wenn sie durch 
das geplante Einfuhrverbot für rhodesische 
Tabake gezwungen wird, Tabaksorten gleicher 
Güte auf anderen Märkten einzukaufen? 


V. 6. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


V. 5. Abgeordneter 
Dröscher 


V. 4. Abgeordneter 

Weigl 
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VI. 3. Abgeordneter Welche Exportverluste hat die deutsche Wirt- 
Haase (Kassel) schaft im kommenden Jahr zu gewärtigen, 
wenn Rhodesien die Teilnahme der Bundes- 
republik an wirtschaftlichen Sanktionen mit 
einem Boykott deutscher Waren beantwortet? 

VI. 4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 

Strohmayr Stellung des Deutschen Sparkassen- und Giro- 

verbandes, wonach die Preissteigerung von 
3 r 8 Prozent, wie sie in den letzten 12 Monaten 
eingetreten ist, für die Masse der kleinen 
Sparer einen Vermögensverlust von real 
1,2 Milliarden DM bedeutet? 

VI. 5. Abgeordneter Sind nach Auffassung der Bundesregierung 
Langebeck verschiedene Grade elektrotechnischer Sicher- 

heit zwischen Stadt und Land heute noch in 
vollem Umfang gerechtfertigt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zweite 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
zur Förderung der Energiewirtschaft vom 
31. August 1937 (RGBl. I S. 918) der heutigen 
Situation auf dem Lande anzupassen? 

VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

VII. 1. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, dem 

Flämig Bundestag eine Novelle zum Brotgesetz vom 

17. Juli 1930 vorzulegen, um — wie im De- 
zember 1965 angekündigt — angesichts der 
veränderten Verhältnisse auf dem Verbrau- 
chermarkt auch den Verkauf von ganzen 
Roggenmischbroten im Gewicht von 500 
Gramm gesetzlich zuzulassen? 

Hält die Bundesregierung ihre bisherige Be- 
gründung des gewährten Zuschusses zur Schul- 
milchspeisung, die wie folgt lautet: 

„Die Steigerung des Trinkmilchabsatzes ist 
sowohl im Interesse der Landwirtschaft als 
auch der Verbraucher eine dringende For- 
derung. Um dieses Ziel auf die Dauer zu 
erreichen, ist es notwendig, schon den jun- 
gen Menschen die wertvollen Bestandteile 
der Milch (Eiweiß, Fett, Vitamine und Mine- 
ralsalze) zuzuführen und sie an den Milch- 
verzehr durch das tägliche Angebot eines 
Milchfrühstücks (74 1 Trinkmilch in Packun- 
gen) in den Schulen zu gewöhnen. . . 

noch für stichhaltig? 

VII. 3. Abgeordneter Ist die angeblich geplante Streichung des Bun- 
Ertl deszuschusses zur Schulmilchspeisung so zu 

verstehen, daß die Bundesregierung die fol- 
gende Begründung, mit der dieser Zuschuß 
seinerzeit eingeführt wurde, nicht mehr für 
zeitgemäß hält: 


VII. 2. Abgeordneter 
Bading 


VI. 6. Abgeordneter 
Langebeck 
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„Die Steigerung des Trinkmilchabsatzes ist 
sowohl im Interesse der Landwirtschaft als 
auch der Verbraucher eine dringende For- 
derung. Um dieses Ziel auf die Dauer zu 
erreichen, ist es notwendig, schon den jun- 
gen Menschen die wertvollen Bestandteile 
der Milch (Eiweiß, Fett, Vitamine und Mine- 
ralsalze) zuzuführen und sie an den Milch- 
verzehr durch das tägliche Angebot eines 
Milchfrühstücks (V 4 1 Trinkmilch in Packun- 
gen) in den Schulen zu gewöhnen. . ."? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


VIII. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in Pressemel- 
Opitz düngen geäußerte Auffassung, wonach das 

Gesetz über Maßnahmen zur Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft und weitere Änderungen und Ergän- 
zungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (Zweites Ände- 
rungsgesetz zum AVAVG) vom 7. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 705) seinen eigent- 
lichen Zweck, nämlich die Förderung des Win- 
terbaus, nicht erfüllt hat? 


VIII. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß das in Frage VIII/ 1 genannte 
Opitz Gesetz zwar seinen sozialen Zweck (Garantie 

eines gewissen Einkommens für Bauarbeiter), 
nicht aber seinen wirtschaftlichen Zweck (Fort- 
führung der Bauarbeiten im Winter) erfüllt? 


VIII. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Weigl das schwierige Problem der Versicherungs- 

pflichtgrenzen in den gesetzlichen Renten- und 
Krankenversicherungen durch tarifliche Ver- 
einbarungen über die Weiterzahlung des Ar- 
beitgeberanteils auch nach Überschreitung der 
Versicherungspflichtgrenzen wesentlich ent- 
schärft werden könnte? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 1 . Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 

Dr. Marx regierung aus der Ankündigung des sowjeti- 

(Kaiserslautern) *) sehen Finanzministers Garbusow zu ziehen, 
daß der Verteidigungsetat der Sowjetunion 
um 5%, d. h. 600 Millionen Rubel erhöht 
werden solle? 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt . 
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IX. 2. Abgeordneter 
Dr. Tamble 


IX. 3. Abgeordneter 

Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) 


IX. 4. Abgeordneter 
Felder 


IX. 5. Abgeordneter 
Felder 


IX. 6. Abgeordneter 
Josten 


IX. 7. Abgeordneter 
Lemmrich 


IX. 8. Abgeordneter 

Lemmrich 


IX. 9. Abgeordneter 
Lemmrich 


IX. 10. Abgeordneter 

Dröscher 


Weshalb werden nach den „Richtlinien für 
die Gewährung von Heizungskostenzuschüs- 
sen an Bedienstete der Bundeswehr" (Besol- 
dungsgruppe A 1 bis A 9/BAT X bis V) nur an 
die Mieter bundeseigener Wohnungen Zu- 
schüsse gezahlt, nicht aber den Mietern von 
Bundesdarlehenswohnungen? 

ln welcher Weise fördert das Bundesverteidi- 
gungsministcrium zivile Maßnahmen zur Ge- 
sunderhaltung und körperlichen Ertüchtigung 
der Jugend, um eine bessere Leistungsfähig- 
keit und Belastbarkeit der späteren Wehr- 
pflichtigen zu erreichen? 

Bestätigt das ßundesverteidigungsministerium 
die Pressemeldungen, wonach Bundeswehr- 
Marschkolonnen bei Nebel, in der Dämme- 
rung oder bei Nacht nicht mit Warnlampen 
versehen sind, obwohl in der letzten Zeit 
Personenkraftwagen in marschierende Kolon- 
nen rasten und neben einer Anzahl von Ver- 
letzten auch Todesopfer verursachten? 

Welche Folgerungen zieht das Bundesvertei- 
digungsministerium aus dem Prozeß in der 
Strafsache des Luftwaffen-Oberleutnants Man- 
fred Jurgan wegen fahrlässiger Tötung eines 
Soldaten im Dienst im Fliegerhorst Roth? 

Wie sind die Ergebnisse über den Gesund- 
heitsbefund der Mus Lerungsuntersuch ungen 
zur Bundeswehr der letzten Jahre? 

Ist dem Bundesverteidigungsminister die gros- 
se Gefahr für das fliegende Personal des 
Militärflughafens Neuburg und der in der 
Einflugschneise wohnenden Bevölkerung der 
Gemeinde Zell bekannt, die dadurch besteht, 
daß die Absiedlung seit vier Jahren nicht 
vorangeht? 

Was gedenkt der Bundesverteidigungsminister 
zu unternehmen, damit die an der Absied- 
lung am Flughafen Neuburg beteiligten Ver- 
waltungen ihre Tätigkeit koordinieren und 
die Absiedlung endlich erfolgt? 

Wann wird die Absiedlung in der Gemeinde 
Zell am Flughafen Neuburg abgeschlossen 
sein? 

Was würde geschehen, wenn — wie im Falle 
des kürzlich bei Narvik abgestürzten Jagd- 
bombers der Luftwaffe — ein solcher Flug 
über die Grenzen des eigenen Landes und der 
mit uns verbündeten NATO-Partner hinaus in 
Gebiete gehen würde, die beim Einflug eines 
unbekannten Flugkörpers gewisse Abwehr- 
maßnahmen zu treffen pflegen? 


7 



Drucksadle V/161 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


X. 1. Abgeordneter 
Dr. Huys *) 


X. 2. Abgeordneter 
Dr. Huys *) 


X. 3. Abgeordneter 
Dr. Huys *) 


X. 4. Abgeordneter 

Ramms 


X. 5. Abgeordnete 

Frau Funcke 


X. 6. Abgeordneter 
Eisenmann 


X. 7. Abgeordneter 

Eisenmann 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
wenn im Mai 1966 im Zonenrandgebiet die 
Eisenbahnstrecke Wittingen — Rühen stillge- 
legt wird? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
der privaten Osthannoverschen Eisenbahn AG 
zu helfen,' die auf der parallel der Demarka- 
tionslinie verlaufenden Eisenbahnstrecke Wit- 
tingen — Rühen ein jährliches Defizit von 
500 000 DM hat, das sie aus eigenen Kräften 
nicht ab decken kann? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Strecke Wittingen — Rühen, die bisher in 
einer Wiese bei Rühen endete, von Rühen 
nach Wolfsburg (10 km) auszubauen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die in 
dem Schreiben des Bundesverkehrsministers 
an den Bundestagspräsidenten vom 12. No- 
vember 1965 — Drucksache V/36 — gemachten 
Angaben über die Innehaltung der in den 
Verkehrsnovellen von 1961 geschaffenen Be- 
dingungen auch für die Überwachung der 
Innehaltung der Fest- und Margentarife für 
die Binnenschiffahrt im innerdeutschen Ver- 
kehr gelten? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die vom ADAC in Nordrhein- 
Westfalen getroffenen Hilfsmaßnahmen für 
erlittene Schäden bei freiwilliger Verkehrsun- 
fallhilfe auf das ganze Bundesgebiet ausge- 
dehnt werden? 

Warum will die Bundesregierung den aner- 
kannten privaten Kfz-Handwerksstätten die 
bewährten Zwischenuntersuchungen wieder 
entziehen und sie dem Technischen Uber- 
wachungsverein (TUV) übertragen? 

Ist sich die Bundesregierung nicht darüber 
im klaren, daß, wenn man entsprechend Fra- 
ge X/6 verfahren würde, eine große Anzahl 
zusätzlicher staatlicher technischer Werkstät- 
ten eingerichtet und entsprechendes Personal 
eingestellt werden müßte, um die bisher von 
anerkannten privaten Werkstätten durchge- 
führten Überprüfungen einigermaßen fristge- 
recht vornehmen zu können? 


) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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X. 8. Abgeordneter 

Opitz 


X. 9. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


X 10. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert *) 


X. 11. Abgeordneter 

Dröscher 


X. 12. Abgeordneter 

Buchstaller *) 


X. 13. Abgeordneter 

Buchstaller *) 


X. 14. Abgeordneter 

Dr. Bardens 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 
nung, daß im Falle Saarbrücken eine Ver- 
pachtung der dortigen Bahnhofsgaststätte an 
einen privaten Pächter den Zielen der Bundes- 
regierung mehr entsprochen hätte als die 
erfolgte Verpachtung an die Deutsche Speise- 
wagengesellschaft? 

Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, entspre- 
chend der Forderung der Aktionsgemeinschaft 
Bottwartalbahn eine Planungstrasse für die 
Bottwartalbahn auszuweisen, um eine spätere 
Umspurung auf Normalspur möglich zu ma- 
chen? 

Wird der Bundesverkehrsminister darauf hin- 
wirken, daß die Bundesstraße 270 zwischen 
Kaiserslautern und Otterbach, die in diesem 
Bereich wegen des starken Pendlerverkehrs 
ständig so überlastet ist, daß ein zeitweiliger 
Zusammenbruch des Verkehrs immer droht, 
entsprechend den dringenden Empfehlungen 
der Stadtverwaltung Kaiserslautern, der Ver- 
waltung des Landkreises Kaiserslautern und 
des Vorstandes der Planungsgemeinschaft 
Mittelpfalz beschleunigt als vierspurige Straße 
ausgebaut wird? 

Werden nicht erhebliche Verzögerungen ohne 
Gewinnung weiterer Sicherheit bei der Ab- 
fertigung der zu überprüfenden Fahrzeuge 
hervorgerufen, wenn die Meldungen zutreffen, 
wonach auch bei Personenwagen die techni- 
sche Überprüfung nur durch den Technischen 
Uberwachungsverein vorgenommen werden 
soll? 

Weshalb mußte die Rheinbrücke Weißen- 
thurm — Neuwied zu Beginn der Weihnachts- 
woche plötzlich gesperrt werden, obwohl der 
Industrie- und Handelskammer (Außenstelle 
Neuwied) noch kurz zuvor von der Straßen- 
baubehörde versichert wurde, vorläufig sei 
an eine Sperrung nicht gedacht? 

Bestehen im Hinblick auf den jetzigen Zustand 
der Rheinbrücke Weißenthurm — -Neuwied Plä- 
ne, für den Durchgangs- und Schwerlastenver- 
kehr eine zweite Rheinbrücke zu bauen? 

Wie ist es mit der auch in der Regierungs- 
erklärung betonten Notwendigkeit der Aus- 
bildungsförderung vereinbar, daß den Schü- 
lern der Abendgymnasien für Fahrten mit der 
Bundesbahn zum Schulort keine Fahrpreisver- 
günstigungen mehr gewährt werden? 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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X. 15. Abgeordneter 
Fellermaier 


X. 16. Abgeordneter 

Fellermaier 


X. 17. Abgeordneter 

Dr. Hein 


X. 18. Abgeordneter 

Dr. Hein 


.X. 19. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


Bis zu welchem Zeitpunkt kann damit gerech- 
net werden, daß das Bundesverkehrsministe- 
rium im Winter Streusalz mit geringerer 
Rostwirkung auf Autobahnen und Bundes- 
straßen verwendet, um die erheblichen Korro- 
sionsschäden an Kraftfahrzeugen zu mindern? 

Ist dem Bundesverkehrsministerium bekannt, 
ob die vom ADAC veranlaßten Versuche, 
weniger agressive Streumittel zu finden, er- 
folgreich verlaufen sind? 

Erkennt der Bund als Straßenbaulastträger 
der Bundesautobahnen eine Rechtsverpflich- 
tung an, Wildschutzzäune an den durch Wild- 
wechsel gefährdeten Abschnitten der Auto- 
bahnen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 
aufzustellen und zu unterhalten? 

Kann insbesondere das Problem der Unter- 
haltung von Wildschutzzäunen dadurch gelöst 
werden, daß den berechtigten Anliegern zu- 
künftig die Unterhaltung übertragen und der 
Finanzbedarf hierfür schon bei der Planung 
in die Gesamtentschädigung durch den Bund 
einbezogen wird? 

Ist der Bundesverkehrsminister bereit, probe- 
weise ein fahrbares Funkfeuer zwischen Mör- 
felden und Mönchbruch und eine besondere 
Radarlotsenstelle beim FSK/Nahverkehrkon- 
trolldienst für die Abflüge nach Norden ein- 
zurichten, um abfliegende Flugzeuge zwischen 
den bebauten Gebieten von Möhrfelden und 
Waldorf „hindurchzulenken"? 


XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


XI. 1. Abgeordnete Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 

Frau Funcke Ansehen der Deutschen Bundespost Schaden 

leidet, wenn deren Personal in der kalten 
Jahreszeit bunte Pullover oder Strickjacken 
trägt? 


XI. 2. Abgeordnete Trifft es zu, daß laut Anordnung des Bundes- 
Frau Funcke postministers für männliche und weibliche 

Bedienstete der Deutschen Bundespost nur 
graue Pullover und Strickjacken mit festge- 
legtem Schnitt zugelassen sind, diese aber 
nicht als zuschußberechtigte Dienstkleidung 
gelten? 


XI. 3. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Entspricht die gegenwärtige technische Ausge- 
staltung des amtlichen Fernsprechbuches für 
den Bezirk der Oberpostdirektion Neustadt 
(Weinstraße) den Anweisungen und Absichten 
des Bundespostministeriums? 
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XL 4. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


XI. 5. Abgeordneter 
Strohmayr 


XI. 6. Abgeordneter 

Strohmayr 


XI. 7. Abgeordneter 
Cramer 


XI 8. Abgeordneter 
Cramer 


XI. 9. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Emmert *) 


Ist das Bundespostministerium bereit, darauf 
hinzuwirken, daß künftig Werbetexte im Te- 
lefonbuch grafisch und umbruchtechnisch so 
gestaltet werden, daß eine Verwechslung mit 
den amtlichen Angaben ausgeschlossen ist 
und die wesentlichen Angaben in der nächsten 
Ausgabe des in Frage XI/3 genannten Fern- 
sprechbuches einheitlich und leicht auffindbar 
eingedruckt werden? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beab- 
sichtigt, in naher Zeit eine Erhöhung des 
Inland-Briefportos und der Telegrammgebüh- 
ren vorzunehmen, die weit über den Rahmen 
des EWG-Vorschlags hinausgeht? 

Ist auch eine Erhöhung des Auslandsportos 
geplant, und wird dabei der EWG-Vorschlag 
zu einer Vereinheitlichung gebührend berück- 
sichtigt? 

Wäre es technisch möglich, daß Inhaber eines 
Telefonanschlusses, die zeitweilig keine An- 
rufe entgegenzunehmen wünschen, ihren Ap- 
parat abschalten und ein Tonzeichen einschal- 
ten könnten, welches ähnlich wie das Besetzt- 
zeichen für den Anrufer verständlich wäre? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
§ 14 Abs. 3 der Fernsprechordnung mit den 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu vereinba- 
ren ist, wonach bei einem Wohnungswechsel 
der neue Wohnungsinhaber für die Telefon- 
schulden des vorherigen Mieters haftet? 

Wird der Bundespostminister im Interesse 
einer dringend notwendigen Verbesserung der 
Fernsehversorgung im Raume Glan — Münch- 
weiler, Kreis Kusel, darauf hinwirken, daß 
das Fernmeldetechnische Zentralamt dem Süd- 
westfunk auf seinen Antrag vom 24. August 
1965 hin eine Lizenz für den bereits errich- 
teten Füllsender auf dem Springerberg er- 
teilt, so daß damit zugleich das Bundespost- 
ministerium die Verhandlungen mit dem be- 
nachbarten Ausland wegen des zu benützen- 
den Sendekanals aufnehmen kann? 


XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

XII. 1. Abgeordneter Treffen die Feststellungen des Verbandes der 
Dr. Martin Wissenschaftler an Forschungsinstituten zu, 

wonach in den Jahren 1956 bis 1961 
2120 Wissenschaftler in die Vereinigten Staa- 
ten gegangen sind? 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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XII. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Zahl der Wissen- 
Dr. Martin schaftler bekannt, die in den darauf folgenden 

Jahren ins Ausland abgewandert sind? 

XII. 3. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 

Dr. Martin gierung, um der in Frage XII/1 aufgezeigten 

Entwicklung Einhalt zu gebieten? 

XII. 4. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Forschungsprogramm mit 
Flämig dem Deutschen Elektronen-Synchrotron 

(DESY) in Hamburg-Bahrenfeld als dem zur 
Zeit einzigen Elementarteilchen-Beschleuniger 
der Welt-Spitzenklasse von Entlassungen und 
Betriebseinschränkungen bedroht ist, weil 
Bund und Länder zusammen nicht genügend 
Mittel bereitstellen konnten, um die Betriebs- 
aufwendungen zu decken? 

XII. 5. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß das Synchro- 
Flämig tron gegenwärtig insbesondere durch Mate- 

rialforschungsexperimente mit 125 bis 150 Be- 
triebsstunden pro Woche weit besser ausge- 
nutzt wird, als bei der Planung für die Jahre 
1965/66 vorgesehen war? 


Bonn, den 7. Januar 1966 
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